Protokoll der Fortbildung 

von VNB, Stiftung „Leben und Umwelt“ und Netzwerk Flüchtlingshilfe in Niedersachsen

zum Thema: „Mitwirkungspflichten bei der Passbeschaffung“

am 03.09.2008; im Kargah e.V., zur Bettfedernfabrik, Hannover

Moderation: Sybille Nass (Kargah e.V.), Kai Weber (Flüchtlingsrat Nds.)

Anwesend: ca. 40. Personen

Programm

10.30 – 12.30

TOP 1.Begrüßung durch Kai Weber; Formalia

TOP 2.Kurzinfos und Erfahrungsaustausch

12.30 – 13.30

Mittagessen

13.30 – 15.30

TOP 3 Referate und Diskussion zu verschiedenen Aspekten der Passbeschaffung

1. Hauptreferat Bernd Waldmann-Stocker (RA, Göttingen)

2. Kurzreferat Peter Fahlbusch (RA, Hannover)

3. Kurzreferat Dusica Reich (RAin, Barsinghausen)

4. Kurzreferat Daoud Naso (Orient-Center, Hannover)

5. Kurzreferat Karim Al-Wasiti (Pro Asyl und Flüchtlingsrat Niedersachsen) 
anschließend: Austausch und Diskussion

TOP 1 und 2

Nach der Begrüßung durch Kai Weber beginnt die Durchgabe von Kurzinformationen und der Erfahrungsaustausch

1. Projektfinanzierung durch den Europäischen Sozialfonds (ESF); Projekte zum Arbeitsmarktzugang für Bleibeberechtigte und Geduldete

Die Frist zur Interessenbekundung ist abgelaufen. Unter den Projekten, die noch in diesem Herbst anlaufen werden, sind u.a. ein Vorhaben in der Region Hannover, ein Vorhaben in der Region Nordwest und ein Vorhaben im LK Göttingen als förderungswürdig befunden worden. Die Zielgruppe sind bleiberechtsberechtigte und geduldete Personen, unterstützt werden soll deren Zugang zum Arbeitsmarkts durch Maßnahmen wie die Vermittlung von Arbeitsstellen, Profiling, ergänzende Qualifikationen und eine internet-gestützte „Jobbörse“. 

2. Änderungen Härtefallkommission

Die neue niedersächsische Verordnung zur Härtefallkommission tritt in Kürze in Kraft. Eine leichte Verbesserung ist bei dem Ausschluss von Familien eingetreten, die durch Ausschlussgründe eines Familienmitgliedes bisher zwingend von Härtefallregelung ausgeschlossen waren. Nach der neuen Regelung tritt in diesem Fall ein Regelausschluss in Kraft, Ausnahmen werden also möglich. Auch für Personen, die unter die gesetzlichen Erteilungsverbote fallen (§§ 10,3 und 11 AufenthG), kann jetzt ein Härtefallantrag gestellt werden. Bei der Abstimmung reicht nun eine 2/3 Mehrheit anstatt einer ¾- Mehrheit; auch müssen nicht mehr alle Mitglieder der Kommission bei der Abstimmung anwesend sein. Als Vorsitzender ist Dr. Frühling zurückgetreten und durch Dr. Christian Grahl (MI) ersetzt worden; bei den kommunalen Spitzenverbänden (Landkreistag) ist Dr. Elster von Dr. Gerhard Schlebusch abgelöst worden, für das Katholischen Büro amtiert Edeltraut Windolph an Stelle von Dr. Starcke.

Es wird konstatiert, dass in Niedersachsen die niedrigste Anzahl an Härtefall-Entscheidungen zu verzeichnen ist. Gut verständliche Informationen zur HärtefalllKommission (jedoch noch nicht aktualisiert) bietet der Leitfaden von Bernd Tobiassen vom DRK-KV Aurich. Es wäre sinnvoll für Betroffene einen Flyer mit den wichtigsten Informationen zu erarbeiten.

3.Konto für Geduldete

Es wurden einige Fälle bekannt, in denen Banken geduldeten Personen die Öffnung eines Kontos verweigert haben. Die dafür notwendigen Ausweise nach §48.2 AufenhG lagen nicht vor.

Neue Fälle sollen gesammelt werden. (Aktuell: Am 23.08. ist das Geldwäschegesetz in Kraft getreten. Damit ist die rechtliche Grundlage für die Verweigerung der Kontoeröffnung für eine große Anzahl von Geduldeten gelegt.  Ersatzausweise nach § 48 Abs.2 AufenthG erhalten nur geduldete Ausländer, die ihre Identität mit anerkannten Identitätsbescheinigungen nachweisen können. Spielräume sind wohl nicht gegeben)

4. Ausstellung „Leben im Verborgenen. Menschen ohne Pass und Papiere in Deutschland“ (unter Schirmherrschaft von Landesbischöfin Dr. Margot Käßmann)

Die Ausstellung in der Kreuzkirche Hannover , die am 30.09. um 19.00Uhr eröffnet wird, ist vom 01. - 14.10 täglich von 10 - 18 Uhr dem Publikum zugänglich. Dazu sind folgende Veranstaltungen geplant: Talkrunde „Ausgenutzt und rechtlos? Illegale Einwanderer in Niedersachsen“; Di, 7.10, 20 Uhr. in der Kreuzkirche. „Migranten in prekären Arbeitsverhältnissen – eine Herausforderung für die Flüchtlingsarbeit“; Sa, 11.10.,15 Uhr beim Diakon. Werk SV Hannover, Burgstr. 8/10.

Weitere Informationen sind unter www.leben-im-verborgenen.de zu finden.

5.Integrationskommission/Innenausschuss

Die Integrationskommission hat sich neu konstituiert. Auch neue Mitglieder haben einen Sitz erhalten. Die aktuellen Mitglieder (pro Organisation: ein stimmberechtiges Mitglied und ein Stellvertreter) sind: Landsmannschaft der Deutschen aus Rußland e.V., Nieders. Integrationsrat e.V., Ethno-Medizinisches Zentrum, Arbeitsgem. Migranten und Flüchtlinge e.V., Stadt Osnabrück (Interkulturelle Kompetenzförderung), Türkische Gemeinde Nds., Förderverein Flüchtlingsrat Nds., Verband der binationalen Familien und Partnerschaften e.V., Kargah e.V und der Afrikanische Dachverband Nord (LV Nds.)

Es ist darauf hinzuweisen, dass die Integrationskommission nur einstimmige Voten abgeben darf und keine Entscheidungskompetenz besitzt. Diese liegt im Innenausschuss, in dem Flüchtlings- und Migrationsverbände nicht beteiligt sind. Die Integrationskommission stellt vielmehr ein Diskussionsforum dar.

6. Projektfinanzierung durch Europäischen Integrationsfonds (EIF)

Finanzierungen für Projekte für Ausländer mit gesichertem Aufenthaltsstatus, sind jetzt wieder vom Europäischen Integrationsfonds (EIF) zu beantragen. Informationen und Antragsformulare sind im Internet unter www.bamf.de zu finden.

7.Bleiberechtsregelung

RAin Silke Schäfer (Göttingen) hat ein Aufstellung von 5 Fällen  getätigt, in denen Flüchtlinge kein Bleiberecht erhalten haben, da sie vor ihrem Rückfall in die Duldung einen gesicherten Aufenthalt (Niederlassungserlaubnis)  besaßen. Ihnen droht nun die Abschiebung. Diese Problematik muss weiter thematisiert werden.

Im Fall eines geduldeten Vietnamesen, der über Jahren mit einer Arbeitserlaubnis beschäftigt war und nun auf Grund von Invalidität nicht mehr arbeiten kann, besteht unter der aktuellen Rechtslage keine Möglichkeit auf ein Bleiberecht nach § 104a AufenthG. Dies wirft die Forderung nach Sozialklauseln bezüglich der Bleiberechtsregelung auf.

Riskante Passbeschaffung: Einem Bremer Geduldeten (Syrien) wurde von der Ausländerbehörde eine AE bei erfolgreicher Passbeschaffung in Aussicht gestellt. Sie wurde ihm dann trotz erfolgter Beschaffung  nicht ausgestellt, stattdessen ist der Syrer nun von Abschiebung bedroht („hätte Pass schon früher erlangen können“). Die Teilnehmer berichten von einer unterschiedlichen Verwaltungspraxis. Hier ist ein großer Spielraum der Behörden erkennbar. Es besteht im Allgemeinen eine Gefahr durch die Passbeschaffung; deshalb ist eine schriftliche Zusage der Behörde einzufordern; auf weitere Indizien soll geachtet werden beispielsweise, ob ein Arbeitsmarktverbot besteht.

Deutschkenntnisse: Es besteht keine Notwendigkeit eines schriftlichen Nachweises der Sprachkenntnisse. Nicht eindeutig  geklärt ist die Zuständigkeit bei der Überprüfung. In der Regel ist in Bezug auf die Bleiberechtregelung die Ausländerbehörde zuständig. Das Nachholen des Sprachnachweises inkl. der Frist war unbedingt in einer Integrationsvereinbarung schriftlich niederzulegen. Die allgemeine Frist zum Sprachnachweis ist am 1.8. dieses Jahres aber abgelaufen. In einem Fall soll dies aber auch noch nachträglich möglich sein.

8. Umstellung auf Bargeld-Leistungen

Im LK Nordhorn wurde einem Flüchtling nach erfolgter Passbeschaffung die Umstellung auf Leistungen nach § 2 AsylbLG verwehrt. Dies ist umstritten: Es existiert zwar ein aktuelles Grundsatzurteil des Bundessozialgerichtes, wonach auch ein langjährig zurückliegender Verstoß gegen Mitwirkungspflichten zu einem Ausschluss von Leistungen nach § 2 AsylbLG führen soll. Dieses Urteil ist aber noch nicht veröffentlicht, es existiert lediglich eine gerichtliche Pressemitteilung. Insofern ist die aktuelle gerichtliche Entscheidungspraxis in ähnlich gelagerten Fällen noch uneinheitlich.

Ein Taschengeldanspruch und mithin die Aufhebung der Leistungskürzung nach § 1a AsylbLG ist dagegen unstrittig. Dies ist notfalls mit Eilantrag durchzusetzen.

9. Anfechtung von Vaterschaften

Diese Thema wird durch zwei „neue“ Regelungen bzw. Verwaltungspraktiken bestimmt:

1. Gesetz zur Ergänzung des Rechts zur Anfechtung der Vaterschaft

2. DNA-Tests zum Nachweis der Familienzugehörigkeit (Aktuell: am 27.08. hat die Bundesregierung das GenDG beschlosssen)

Viele Teilnehmer berichten über Fälle, in dem DNA-Tests verlangt wurden: Beispiele für Flüchtlinge aus Afghanistan, Sierra Leone und Nigeria (?). Gerade in Fällen des Familiennachzuges ist der DNA-Test verbreitet. Offiziell begründet werden die Tests damit, dass mit den Tests die Einschleusung ferner Verwandter verhindert werden kann.

Eine besondere Problematik in Bezug auf den DNA-Test sind die entstehenden Kosten. Müssen die Betroffenen privat zahlen oder bestehen Möglichkeiten der Kostenerstattung? In der aktuellen Praxis dominiert die Position, dass die Kosten privat getragen werden müssen, da die Durchführung des Tests nicht auf einer behördlichen oder gerichtlichen Aufforderung beruht, sondern eher als „Empfehlung“ formuliert ist. Es handelt sich in der Regel nicht um einen Verwaltungsakt. Freilich haben die Aufforderungen der Behörden, einen DNA-Test vorzulegen, oft nötigenden Charakter. RA Fahlbusch empfielt deshalb, in entsprechenden Fällen eine Kostenerstattung vor Gericht zu prüfen.

10. Dublin II

Den Teilnehmern wurde eine Anweisung des Bundesamt in Dortmund an die ZAAB Braunschweig gezeigt, in den ein Vermerk darauf hinwies, dass der Bescheid dem Rechtsanwalt erst am Überstellungstag übergeben wird. 

Es wird berichtet, dass nach Aussagen von unterstützten Flüchtlingen bei der Anhörung nicht über eine mögliche Rückschiebung informiert wurde. Aus dem Lager Bramsche Hesepe ist über eine derartige Praxis nicht bekannt. 

Für Dublin II – Fälle ist über den RA unbedingt eine Vollmacht der Betroffenen zu besorgen und einen Antrag auf Akteneinsicht zu stellen. Sinnvoll ist auch das Stellen einer Petition. 

(Einschub: Nach dem Rechtsberatungsgesetz können auch Sozialarbeiter von Verbänden etc., die mit Fachanwälten kooperieren, Rechtsberatung anbieten.)

Angedacht ist die Erstellung eines Info-Flyers für Betroffene. Für umfangreiche Informationen für das Fachpublikum ist auf die Zeitschrift Flüchtlingsrat 122 (März 08): „Flüchtlinge im Verschiebebahnhof EU“ zu verweisen.

11.Widerrufsverfahren

Für Irak und Togo werden momentan keine Widerrufsverfahren eröffnet.

Es gibt Anzeichen für innere Konflikte im BAMF über Widerrufsverfahren gegenüber türkischen Flüchtlingen. Einerseits wird durch die Entscheider die Gefährdungslage anerkannt, andererseits fordern die politischen Vorgaben die Einleitung von Widerrufen.

Für Widerrufsverfahren muss gegenüber dem Flüchtling gewährleistet sein, dass die Sicherheitslage im Herkunftsland eine Gefährdung tatsächlich ausschließt. Auch allgemeine Gefährdungen machen einen Widerruf unmöglich.

12.Rücknahmeabkommen mit Syrien

Das Rücknahmeabkommen bedroht nicht nur den Aufenthalt von Syrern sondern auch von Staatenlosen und Drittstaatenangehörigen. Nach Schätzungen sind ungefähr 7000 Personen  mit dem Inkrafttreten gefährdet.

TOP 3

Hauptreferat Bernd Waldmann-Stocker (RA, Göttingen): Mitwirkungspflicht bei der Passbeschaffung

Kurzreferat Peter Fahlbusch (RA, Hannover): Passbeschaffung vor Aufenthaltsbeendigung

Kurzreferat Dusica Reich (RAin, Barsinghausen): Passbeschaffung  Serbien (Kosovo)

Kurzreferat Daoud Naso (Orient-Center, Hannover): Passbeschaffung Syrien

Kurzreferat Karim Al-Wasiti (Pro Asyl und Flüchtlingsrat Niedersachsen): Passbeschaffung Irak

Das Hauptreferat von bernd Waldmann-Stocker findet sich hier:

http://www.nds-fluerat.org/aktuelles/mitwirkungspflichten-bei-der-passbeschaffung/
Die übrigen Referate werden, soweit möglich, nachgetragen.

gez. Dr. Hans-Georg Hofmeister
Flüchtlingsrat Niedersachsen

